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Eine Publikation von Spektrum der Wissenschaft CP für die Daimler und Benz Stiftung:

Bei einem nächtlichen Spaziergang durch manches Stadtviertel fühlt man sich 
verunsichert. Basiert dieses Gefühl aber auf einer tatsächlichen Bedrohungs

lage? Wie sicher leben wir eigentlich in deutschen Großstädten? Beim 24. Berliner 
Kolloquium der Daimler und Benz Stiftung nahmen die Referenten Faktoren in den 
Blick, die die tatsächliche und gefühlte Sicherheit der Einwohner beeinflussen. Sie 
thematisierten urbane Lebensqualität, das Sicherheitsmanagement in Metropolen, 
anstehende Veränderungen im Polizeiberuf und warfen einen Blick auf die Akzep
tanz von Sicherheitstechnologien in chinesischen Megastädten. 

»Sicher leben in der Stadt der Zukunft«, so lautete der Titel des jüngsten Ber
liner Kolloquiums. Die ursprünglich in Präsenz geplante Tagesveranstaltung 
wurde pandemiebedingt in eine OnlineReihe mit Einzelvorträgen überführt. Wir 
 danken insbesondere Herrn Prof. Dr. Ralf Poscher und Herrn Dr. Michael Kilchling 
vom  MaxPlanckInstitut zur Erforschung von Kriminalität, Sicherheit und Recht, 
 Freiburg, für die Konzeption der Veranstaltung und die gute Zusammenarbeit. 

Unabhängige Wissenschaft trägt entscheidend dazu bei, unser Alltagsleben 
 zukunftsfähig zu gestalten. Um persönliche Bedürfnisse, gesellschaftliche Ziele und 
innovative Technologien in Einklang zu bringen, ist wissenschaftliches Arbeiten in 
fachübergreifenden Kooperationen notwendig. Nur dann entsteht ein Mehrwert für 
unser Leben. Hierfür steht die Daimler und Benz Stiftung: Sie fördert Wissenschaft 
und initiiert interdisziplinäre und zukunftsweisende Forschungsformate. 

Insbesondere junge Wissenschaftler werden in ihrer akademischen Laufbahn 
durch unterschiedliche Fördermaßnahmen unterstützt. Die allgemeine Sichtbar
keit von Wissenschaft stärkt die Daimler und Benz Stiftung durch den Dialog mit 
der Öffentlichkeit. Wir hoffen, dass Sie durch die Lektüre dieser Ausgabe neue 
 Inspirationen und vielfältige Anregungen mitnehmen. 

Prof. Dr. Julia Arlinghaus und Prof. Dr. Lutz H. Gade,  
Vorstände der Daimler und Benz Stiftung

GEFÜHLE ODER FAKTEN

Prof. Dr. Julia Arlinghaus ist 
Leiterin des Fraunhofer-Instituts 
für Fabrikbetrieb und -automa-
tisierung sowie Inhaberin des 
Lehrstuhls für Produktions-
systeme und -automatisierung 
an der Universität Magdeburg.

Prof. Dr. Lutz H. Gade ist seit 
2003 Lehrstuhlinhaber für 
Anorganische Chemie an der 
Universität Heidelberg.
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oder auch der Städte- und Gemein-
deplanung einschließlich Gebiets- 
und Verwaltungsreformen. Im Recht 
war es die Zeit des Planungsrechts 
und seiner legislativen und wissen-
schaftlichen Durchdringung.

In den 1990er Jahren – bis zum 
11. September 2001 – folgte die 
Zeit der Privatisierung. Es ging um 
die Privatisierung der Infrastruktur, 
besonders im Bereich der Telekom-
munikation, aber auch der Energie-
versorgung, Wasserwirtschaft, des 
Rundfunks. In der Stadt war das 

Es gibt in der Gesellschaft und 
im Recht immer wieder eine vor-
herrschende Perspektive, unter der 
die verschiedenen gesellschaftlichen 
Phänomene und deren Zukunft wahr-
genommen und diskutiert werden. In 
den 1970er und 1980er Jahren des 
vergangenen Jahrhunderts domi-
nierte das Vertrauen in die Planbar-
keit der Welt: Bei gesellschaftlichen 
Entwicklungen ging es vorrangig um 
die Frage, wie man sie planen kann – 
sei es bei der Infrastruktur- und Ver-
kehrsplanung, der Bildungsplanung 

S
icher leben in der Stadt 
der Zukunft«. Das war das 
Thema einer Vortragsreihe 
der Daimler und Benz Stif-

tung, aus der die folgenden Beiträge 
hervorgegangen sind. Dass die Stif-
tung Experten aus Wissenschaft, 
Wirtschaft und Politik zu diesem 
Themenkomplex lud, ist gleichzeitig 
nicht selbstverständlich und doch be-
zeichnend, wenn man bedenkt, wie 
sich die Wahrnehmung gesellschaft-
licher Fragen in den vergangenen 
Jahrzehnten gewandelt hat.

 SICHERHEIT ALS  
 URBANES PARADIGMA
Keine Stadt kommt mehr um das Thema Sicherheit herum.  
Im Spannungsfeld zwischen Digitalisierung, urbaner Verdichtung 
und dem Verhältnis von Behörden und Bevölkerung  
entscheidet sich, wie wir »sicher leben in der Stadt der Zukunft«. 

von Ralf Poscher
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Eine Sonderveröffentlichung der

Prof. Dr. Ralf Poscher ist 
Direktor der Abteilung 
Öffentliches Recht am Max- 
Planck-Institut zur Erfor-
schung von Kriminalität, 
Sicherheit und Recht. Seine 
Forschungsschwerpunkte 

liegen im öffentlichen Sicherheitsrecht, im 
Verfassungsrecht und in der Rechtstheorie.

staatlichen Perspektive wahrgenom-
men werden, sondern als von ihnen 
beauftragte Institutionen, kurzum als 
»unsere« Polizei und »unsere« Sicher-
heitsbehörden?

Die zweite sicherheitsrelevante 
Tendenz betrifft die Digitalisierung. 
Sie ist, wie so oft, auch für die Si-
cherheit in der Stadt Chance und 
Risiko zugleich. Durch die Digitali-
sierung können Städte einerseits ihr 
Sicherheitsmanagement neu gestal-
ten. Andererseits machen sie sich da-
durch aber auch auf anderen Wegen 
angreifbar. Die Verantwortlichen im 
städtischen Management müssen 
deshalb digitale Prozesse ausgewo-
gen gestalten. Sie müssen die Chan-
cen nutzen, aber die Vulnerabilitäten 
und datenschutzrechtlichen Belas-
tungen immer mit bedenken. Gelingt 
das, kann die Digitalisierung dabei 
helfen, dass wir »sicher leben in der 
Stadt der Zukunft«.

Womit wir wieder beim Thema 
der Vortragsreihe wären. Die nach-
folgenden Beiträge beschäftigen sich 
mit einigen Herausforderungen, die 
sich für die Sicherheit in der Stadt 
der Zukunft ergeben. Sie gelten dem 
Verhältnis von objektiver Sicherheit 
und Sicherheitsgefühl in der Stadt; 
dem Einfluss städtischer Eventkultur 
für das Sicherheitsmanagement; der 
Rolle der Polizei als Ordnungsfaktor; 
dem »Tal des Todes«, das häufig 
zwischen wissenschaftlichen Er-
kenntnissen und neuen technischen 
Möglichkeiten zur Gewährleistung 
von Sicherheit und ihrer Anwendung 
im Alltag klafft. Für die Entwicklung 
von Smart-Safe-Citys wird zudem 
ein Blick auf China geworfen, der 
zwischen Utopie und Dystopie 
schwankt. Die Beiträge geben an-
regende Einblicke in laufende For-
schung zur Sicherheit des Lebens in 
der Stadt der Zukunft.

perspektive bei vielen Themen immer 
wieder in den Vordergrund. 

Und so ist es zwar nicht selbst-
verständlich, aber bezeichnend, dass 
es bei Fragen zur Stadt der Zukunft, 
die bislang unter Perspektiven wie 
Planung oder Privatisierung betrach-
tet wurde, nun auch vermehrt um 
Sicherheit von Bürgerinnen und Bür-
gern und der Infrastruktur geht. 

Herausforderungen  
für eine sichere Stadt
Die Stadt ist auch für das Thema 
der Sicherheit ein Brennglas, in dem 
sich die Tendenzen der Sicherheits-
perspektive bündeln. Zwei davon 
möchte ich hervorheben: erstens die 
Fragmentierung unserer Gesellschaft 
in verschiedene politische, soziale 
und kulturelle Gruppen und die Ge-
fahren, die damit einhergehen. Je 
mehr Menschen in urbanen Räumen 
zusammenleben, desto häufiger sto-
ßen zum Teil unvermittelbare Sicht-
weisen, Meinungen und Einschät-
zungen aufeinander. Wie verhindert 
man, dass Parallelgesellschaften 
entstehen? 

Gleichzeitig sind aber auch die-
jenigen Akteure zunehmend aufge-
spalten, die zur Sicherheit der Stadt 
beitragen können. Dies gilt nicht nur 
für die staatlichen Institutionen, bei 
denen Polizei und kommunale Ord-
nungsdienste in vielen Städten noch 
um ihre Rollen ringen. Sondern auch 
für die Zusammenarbeit mit privaten 
Akteuren wie Sicherheitsdiensten, 
den Betreibern von städtischen Inf-
rastrukturen und der Bevölkerung als 
solche. Das Projekt Freiburg-RESIST 
etwa, an dem das Max-Planck-Ins-
titut zur Erforschung von Sicherheit 
und Recht beteiligt ist, entwickelt 
ein vernetztes Resilienz-Manage-
mentsystem, das bei Krisenlagen in 
der Freiburger Innenstadt eingesetzt 
werden kann und die Bevölkerung 
dabei miteinbezieht. 

Um die Stadt der Zukunft sicher 
zu gestalten, ist ein gesundes Ver-
hältnis von Sicherheitsbehörden zur 
Bevölkerung wichtig: Wie kann es 
Städten gelingen, dass die Sicher-
heitsorgane von den Menschen nicht 
mehr in einer traditionell obrigkeits-

Thema die Privatisierung städtischer 
Infrastruktur und öffentlicher Räume 
sowie öffentlich-private Partnerschaf-
ten bei der Errichtung kommunaler 
Einrichtungen. Ich kenne dies aus 
eigener Erfahrung: Als unser Sohn 
in dieser Zeit noch im Kindergarten 
war, hatte ich selbst einmal ver-
sucht,  einen Kindergartenneubau in 
 Bochum als ÖPP-Projekt zu realisie-
ren. Im Recht löste das Privatisie-
rungs- und Regulierungsrecht das 
Planungsrecht als Innovationsfeld ab.

Sicherheit im Vordergrund
Seit dem 11. September 2001 heißt 
das neue Leitparadigma Sicherheit. 
Statt von Infrastruktur spricht man 
nun von kritischer Infrastruktur, die 
man gegen digitale und – wie an der 
Sprengung der Nordstream-Pipelines 
noch einmal deutlich wurde – auch 
gegen kinetische Angriffe schützen 
muss. Besonders in den USA ist ein 
stark debattiertes Thema der Schul-
politik deren Sicherheit, doch auch in 
Deutschland wird schon über Metall-
detektoren an Schulen nachgedacht. 

Das Sicherheitsrecht dominiert 
zunehmend die Rechtswissenschaft. 
In den vergangenen Jahren sind dazu 
mehr als ein Dutzend Leitentschei-
dungen des Bundesverfassungsge-
richts ergangen. Neue Fachzeitschrif-
ten und wieder besetzte oder neu 
gegründete Max-Planck-Institute, 
wie das in Bochum zu Privatheit und 
Cybersicherheit, widmen sich dem 
Thema. Und auch meine Abteilung 
am Max-Planck-Institut zur Erfor-
schung von Sicherheit und Recht 
verdankt sich wohl dem neuen Leit-
paradigma der Sicherheit. 

Wodurch entstand dieser Paradig-
menwechsel? Die Globalisierung mit 
ihrer Hypervernetzung von Produk-
tionsketten, Waren- und Personenver-
kehr sowie der Digitalisierung von In-
formationsflüssen hat einerseits dazu 
geführt, dass sich die Wirtschaftsleis-
tung in fast allen Teilen der Welt un-
geheuer gesteigert hat. Andererseits 
wuchs damit aber auch ein tief sitzen-
des, teils wohl auch bloß intuitives 
Bewusstsein, wie verwundbar unsere 
Gesellschaft geworden ist. Dieses 
Bewusstsein schiebt die Sicherheits-
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Bundesamts für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe durchgeführt 
wird, erstmals Anschlagsszenarien 
mit chemischen Kampfstoffen durch-
gespielt. Der institutionelle Aufbau 
von Einsatzeinheiten, Verfahren, Aus-
rüstung und Infrastruktur für eine De-
kontamination im Fall von ABC-Vor-
fällen sind ein Erbe der WM 2006. 

Einen ähnlichen Innovations-
schub brachten die FIFA-Vorgaben 
zur notfallmedizinischen Versorgung. 
Vor der WM 2006 waren vor allem 
Konzepte zur schnellen Versorgung 
von 200 Verletzten erprobt. Die FIFA 
forderte allerdings ein Szenario, in 
dem zwei Prozent der Besucherinnen 
und Besucher eines voll besetzten 
Stadions, also etwa 1000 Menschen, 
sofort rettungs- und sanitätsdienst-
lich versorgt werden können. Die 
WM-Städte setzten neue Standards, 

tet ist. Bei Olympischen Spielen etwa 
wurden zwar bereits vor den Terror-
anschlägen am 11. September 2001 
zahlreiche Unglücks- und Anschlags-
szenarien durchgespielt. Bei den 
ersten Spielen danach, in Athen 2004, 
waren es aber dann schon 211 Ver-
sionen von terroristischen Angriffen, 
die durchgeplant wurden. Zehn davon 
wurden als Vollübung simuliert. Mög-
lichst realitätsnah sollte nicht nur er-
probt werden, wie solche Anschläge 
zu verhindern sind. Vielmehr wandten 
sie sich auch der Frage zu, was wäre, 
wenn sie gelingen.

Unter dem Zeichen des Worst 
Case standen auch in Deutschland 
die Vorbereitungen auf die Fußball-
weltmeisterschaft 2006. So wur-
den damals in einer bundesweiten 
 LÜKEX-Übung, die seit 2004 alle zwei 
Jahre unter der Federführung des 

O
lympia in München 1972, 
das Münchner Oktoberfest 
1980, der Flugtag in Ram-
stein 1988, die Love Parade 

in Duisburg 2010, der Weihnachts-
markt am Berliner Breitscheidplatz 
2016: Die Reihung ist im kollektiven 
Gedächtnis – zumindest in Deutsch-
land – untrennbar mit Anschlägen 
und Großunglücken assoziiert. Nicht 
nur, aber auch auf Grund dieser ein-
schneidenden Ereignisse hat sich 
das städtische Sicherheitsverständ-
nis in den vergangenen Jahrzehnten 
verändert: Krisen und Katastrophen 
lassen sich nicht verhindern. Deshalb 
müssen sich das Sicherheitsmanage-
ment und die gesamte Stadtplanung 
darauf einstellen. 

Das gilt vor allem dann, wenn 
die Stadtentwicklung gezielt über 
Events vorangetrieben wird und 
wenn Freizeitaktivitäten ein größerer 
Gestaltungsraum eingeräumt wird, 
wie es inzwischen vermehrt der Fall 
ist. Denn Großveranstaltungen und 
Mega-Events wie die Olympischen 
Spiele, Welt- und Europameister-
schaften und Weltausstellungen, 
aber ebenso kleiner dimensionierte 
Theater-, Musik- und Filmfestspiele 
oder sonstige Kulturereignisse sind 
immer sicherheitskritisch. Sie unter-
liegen besonderen Zulassungsregeln, 
die infrastrukturelles und personales 
Sicherheitsmanagement betreffen, 
das wiederum als Trendsetter für die 
städtische Sicherheitspolitik wirkt. 
Diese Entwicklung lässt sich an drei 
Merkmalen verdeutlichen. 

Planung für den Worst Case
Erstens findet ein Wandel im Sicher-
heitsdenken statt, das zunehmend auf 
die Worst-Case-Szenarien ausgerich-

 WAS WÄRE, WENN…
Vernetzung, Überwachung und Planung für den schlimmsten  
Fall: Großveranstaltungen verändern das Sicherheitsmanagement 
von Städten. Das hat Folgen. 

von Stefan Kaufmann
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Eine Sonderveröffentlichung der

tungen zuständig sind und die aus 25 
bis 50 Organisationen bestehen.

Betrachtet man die erwähnten 
drei Entwicklungen im städtischen 
Sicherheitsmanagement, dann zeigt 
sich, dass Großveranstaltungen nicht 
mehr nur die Ausnahme sind, die 
ein exzeptionelles Sicherheitsregime 
erfordern. Unter der Annahme, dass 
der Worst Case jederzeit auftreten 
kann, geht das Sicherheitsregime 
der Events vielmehr in die alltägliche, 
urbane Sicherheitsregulation über. 
Inklusive ihrer Ambivalenzen: Inzwi-
schen werden auch Feste mit langer 
Tradition abgesagt, weil die Kosten 
für Sicherheit den Gewinn, der sich 
aus festlichem Vergnügen ziehen 
lässt, weit übersteigen.

kunft darüber geben kann, wie sich 
Menschen auf einer Veranstaltung 
bewegen. Mit Hilfe von künstlicher In-
telligenz lassen sich auch heterogene 
Daten verarbeiten, etwa Beiträge 
aus sozialen Medien mit Geodaten. 
Letztlich soll das aktuelle Besucher-
verhalten simuliert werden, um ge-
gebenenfalls unmittelbar steuernd 
einzugreifen. Die technische Vision 
läuft auf eine »crowd control« als anti-
zipierende Kontrolle des Verhaltens 
und der Bewegung von Besuchern hi-
naus. Vereinfacht gesagt: Technologie 
soll vorhersagen, ob und wann etwas 
passieren könnte, so dass die Einsatz-
kräfte proaktiv intervenieren können – 
in welchen Kontexten auch immer 
»crowd control« einzusetzen ist.

Vernetzung und neue 
 Partnerschaften
Drittens dienen Großveranstaltungen 
dazu, Sicherheitsakteure zu vernet-
zen und Kooperationen zwischen 
heterogenen Akteuren und Ebenen 
aufzubauen oder zu intensivieren. 
Im Rahmen der Fußball-WM 2006 in 
Deutschland etwa wurden der inter-
nationale Datenaustausch forciert 
und länderübergreifende polizeiliche 
und verwaltungstechnische Koope-
rationen initiiert. Sicherheitsbehör-
den wie der Verfassungsschutz, der 
Bundesnachrichtendienst, das Bun-
deskriminalamt, die Bundespolizei, 
die Justiz sowie private Sicherheits-
dienste in und außerhalb der Stadien 
übten und erprobten im Vorfeld und 
während der WM auf allen Ebenen 
Formen der Zusammenarbeit. 

Die Vorbereitung und Durchfüh-
rung von Großveranstaltungen bringt 
nicht zuletzt auch auf kommunaler 
Ebene neue Ordnungs- und Sicher-
heitspartnerschaften hervor, in denen 
Verwaltungen, Feuerwehren, Polizei, 
medizinische Rettungsdienste und 
private Akteure – wie Veranstalter, 
Tourismusbranche, Gaststättenbetrei-
ber – zusammenfinden. Sicherheit soll 
über Netzwerke hergestellt werden. 
So zählt eine jüngere Studie zum Ver-
anstaltungsmanagement in Düssel-
dorf drei unterschiedliche Netzwerke 
auf, die für die Planung und das Not-
fallmanagement bei Großveranstal-

um einen MANV (Massenanfall von 
Verletzten) – wie es seither im Fach-
jargon heißt – zu bewältigen. 

Großveranstaltungen fördern 
Überwachungstechnologien
Zweitens sind Großveranstaltungen 
inzwischen rechtlich privilegierte 
Orte für den Einsatz von Kontroll- und 
Überwachungstechnologien. Neben 
der Mobilisierung von finanziellen 
Ressourcen eignen sich Großevents 
zur Mobilisierung von Legitimation 
für Sicherheitsprojekte, die anders 
eventuell nicht durchsetzbar sind. 

Die Olympischen Spiele in Athen 
2004 etwa brachten eine Sicher-
heitsinfrastruktur in Form eines 
umfassenden Überwachungs- und 
Informationsnetzwerks mit rund 
1800 Videosystemen hervor. Mit 
speziellem Training, während der 
Spiele gewonnenem Knowhow und 
modernem Equipment avancierte 
die griechische Polizei schlagartig zu 
einer der am besten gerüsteten Ein-
satztruppen. Auch technologische 
Innovationen wie Körperscanner, 
biometrische Gesichtserkennung 
und Ausweiskontrollen, mobile 
Sprengstoffdetektoren oder Droh-
nenabwehrsysteme fanden ihre erste 
Verwendung bei Großevents – zumin-
dest außerhalb von Grenzkontrollen. 

Gegenwärtig konzentriert sich 
ein starker Zweig der Forschung und 
Entwicklung auf neue Technologien 
bezüglich »crowd management« und 
»crowd control«. Diese basieren auf 
immer fortgeschritteneren Model-
lierungen und Simulationen, die aus 
Raumkonstellationen, Informationen 
und Interaktionen soziale Dynamiken 
ableiten. Dadurch soll das »crowd ma-
nagement« verbessert werden. Mehr 
noch aber geht die Forschung dahin, 
nicht nur das unmittelbare Verhalten 
von Besucherinnen und Besuchern, 
sondern auch deren Gefühlslagen 
und die allgemeine Stimmung in einer 
Menschenansammlung zu erfassen. 

Dafür könnten verschiedene 
Technologien zum Einsatz kommen. 
Beispielsweise optische und akusti-
sche Sensoren oder eine Anbindung 
an Smartphones, in denen die Be-
schleunigungsmessung per App Aus-
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I
n der schlecht beleuchteten Unter-
führung auf dem Weg zur Arbeit, 
in der S-Bahn, auf der Straße vor 
dem Haus oder in den eigenen 

vier Wänden: Die Sicherheit vor ele-
mentaren Risiken gegen Leben und 
Eigentum, etwa durch Kriminalität, 
beschäftigt uns Menschen ständig – 

manche mehr, manche weniger. Wer 
sich sicher fühlt, gewinnt an Lebens-
qualität, und ein hohes Sicherheits-
gefühl kann maßgeblich über die 
Attraktivität von Städten und Wohn-
gebieten mitentscheiden.

Ein wirksamer Schutz vor Krimina-
lität zählt daher zu den wichtigsten 

staatlichen Aufgaben. Dabei geht es 
nicht nur darum, objektive Gefah-
ren zu bekämpfen. In Deutschland, 
einem Land mit vergleichsweise 
wenig Kriminalität, wird zunehmend 
die Stärkung des subjektiven Sicher-
heitsgefühls der Bürgerinnen und 
Bürger als eigenständiges Ziel der 

 MÜSSEN STADTBEWOHNER 
 ANGST VOR  
 KRIMINALITÄT HABEN?
Die Kriminalität in Deutschland geht seit Jahren zurück, dennoch 
fühlen sich viele Menschen in Städten nicht sicher. Das hat 
 verschiedene Gründe, wie ein Blick auf objektive und subjektive 
(Un)Sicherheiten zeigt. 

von Dietrich Oberwittler 
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Eine Sonderveröffentlichung der

Arbeit von Polizei und Ordnungsbe-
hörden verfolgt.

Aber in welchem Verhältnis stehen 
objektive und subjektive Sicherheit 
vor Kriminalität überhaupt? Und wel-
che über Kriminalität hinausgehenden 
Faktoren entscheiden darüber, ob wir 
uns sicher fühlen oder nicht?

Positiver Trend des subjektiven 
Sicherheitsgefühls
Objektive Kriminalitätsgefahren wer-
den durch die polizeilich bekannt 
gewordenen Straftaten gemessen. 
Doch viele Straftaten tauchen in 
keiner Statistik auf, da sie nicht ge-
meldet oder erfasst werden, weshalb 
das Dunkelfeld der nicht registrierten 
Fälle um einiges größer ist. 

Das subjektive Sicherheits-
gefühl wiederum wird am 
häufigsten in standardisierten 
Bevölkerungs befragungen ge-
messen, die auf unterschiedlichen 
Ebenen –  Stadtvierteln, Städten, 
Bundesländern und deutschland-
weit –  durchgeführt werden.

Vergleicht man nun punktuell Sta-
tistiken mit Umfragen, stößt man auf 
ein scheinbares Paradox: Einerseits 
gehen »klassische« Kriminalitäts-
formen wie Tötungsdelikte, Raub, 
Kfz-Diebstahl und Wohnungsein-
bruch in Deutschland teils schon 
länger zurück. Andererseits scheint 
die Kriminalität aber in der Wahrneh-
mung vieler Menschen stets »immer 
schlimmer« zu werden. 

Eine Erklärung ist, dass die Ge-
genwart mit einer idealisierten Ver-
gangenheit verglichen wird, die es 
jedoch nie gab. Zudem werden An-
stiege der Kriminalität und Berichte 
über Straftaten in der Öffentlichkeit 
viel stärker beachtet als Rückgänge. 
Das Thema Kriminalität eignet sich 
sehr gut dazu, diffuse Besorgnisse 
über die Entwicklung und Zukunft 
der Gesellschaft auszudrücken.

Vergleicht man lange Zeitreihen 
regelmäßig wiederholter Bevölke-
rungsbefragungen, ergibt sich ein 
anderes Bild: Die Bevölkerung fühlt 
sich heute sehr viel sicherer als noch 
in den 1970er bis 1990er Jahren 
und betrachtet Kriminalität immer 
seltener als ein drängendes Problem. 

TANJA_G / GETTY IMAGES / ISTOCK
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Kriminalitätsfurcht  
als Projektionsfläche
Kleinräumliche Auswertungen, etwa 
des Max-Planck-Instituts zur Erfor-
schung von Kriminalität, Sicherheit 
und Recht, zeigen, wie sich das sub-
jektive Sicherheitsgefühl zwischen 
Wohngebieten unterscheidet und auf 
welche Faktoren es dabei ankommt. 

Umfragen in Wohngebieten in 
Köln und Essen haben gezeigt, dass 
die tatsächliche Kriminalitätsbelas-
tung vor Ort und Vandalismus wie 
etwa Graffiti nur einen sehr geringen 
Einfluss auf das Sicherheitsgefühl 
hatten. Entscheidend war vielmehr, 
ob es sich um Wohnquartiere mit 
konzentrierter sozialer Benachtei-
ligung handelte, die sich über den 
Anteil der SGB-Leistungsempfänger 
(Arbeitslosengeld, Sozialhilfe) und 
der Bewohner mit Migrationshinter-
grund definiert. Bedingt durch die 
starke Segregation in Großstädten 
sind Armut und nichtdeutsche Her-
kunft sozialräumlich eng miteinander 
verknüpft. 

Dass mehr als 80 Prozent der 
Unterschiede im subjektiven Un-
sicherheitsgefühl zwischen den 
Wohngebieten durch diese beiden 
Merkmale erklärt werden konnten, 
während die Kriminalitätsbelastung 
keinen nennenswerten Effekt hatte, 
spricht für die These, dass Kriminali-
tätsfurcht Ausdruck einer diffusen 
sozialen Verunsicherung ist. Krimi-
nalität dient hier als Symbol und 
Projektionsfläche für Zukunfts- und 
Existenzängste.

Politik mit der (Un-)Sicherheit
Subjektive Unsicherheitsgefühle eig-
nen sich daher gut für eine politische 
Instrumentalisierung. In der rechts-
populistischen Propaganda etwa ist 
das Reizthema »Ausländerkriminali-
tät« sehr präsent; hier wird die enge 
Verbindung der Angst vor Kriminali-
tät mit der Angst vor Fremden aus-
genutzt. 

In der Studie des Max-Planck- 
Instituts zeigte sich, dass sich Be-
wohner sozial benachteiligter Wohn-
gebiete vor allem dann unsicher 
fühlten, wenn sie gleichzeitig auch 
eine ablehnende Haltung gegenüber 

So fiel der Anteil der Befragten, die 
Angst vor Straftaten hatten, in den 
Befragungen der R+V Versicherung 
zu den »Ängsten der Deutschen« 
von 45 Prozent im Jahr 1993 auf 
19 Prozent im Jahr 2022. In den Bür-
gerbefragungen der Stadt Frankfurt 
nannten 2019 nur noch neun Prozent 
Kriminalität als ein »großes Stadt-
problem«, während es 1994 noch 
57 Prozent gewesen waren.

Sozialräumliche Verortung  
der Unsicherheit
Obwohl das subjektive Sicherheits-
gefühl insgesamt einen positiven 
Trend vorweist, hängt die Wahr-
nehmung stark vom Wohnort ab: 
Großstadtbewohner fühlen sich 
 deutlich unsicherer als Bewohner 
von kleineren Städten oder länd-
lichen Gemeinden. Dem Deutschen 
 Viktimisierungssurvey zufolge ist 
das Unsicherheitsgefühl im eigenen 
Wohngebiet in den Mittelstädten 
zwischen 50 000 und 100 000 Ein-
wohner am größten. Großstadt-
bewohner fühlen sich im Vergleich 
etwas sicherer.

Unsicherer als im eigenen Wohn-
gebiet fühlen sich viele Menschen 
in den Innenstädten, in Parkanlagen 
und an Bahnhöfen, also an Orten, mit 
denen man weniger vertraut ist, die 
einen Mangel an Überwachung so-
wie häufig Zeichen von Vandalismus 
ausstrahlen. Nach einer aktuellen Be-
fragung in Nordrhein-Westfalen füh-
len sich nachts und ohne Begleitung 
40 Prozent der männlichen Befragten 
und 69 Prozent der weiblichen Be-
fragten in Innenstädten unsicher, an 
Bahnhöfen sind es 60 beziehungs-
weise 86 Prozent.

Diese Unsicherheitsgefühle im 
urbanen Raum haben reale Auswir-
kungen auf das Verhalten, vor allem 
von Frauen, die im öffentlichen Raum 
verstärkt mit der Gefahr sexueller 
Gewalt und Phänomenen wie »Cat-
calling« konfrontiert sind: Nach dem 
Deutschen Viktimisierungssurvey 
umgehen 39 Prozent der Frauen häu-
fig oder immer bestimmte Straßen, 
Plätze und Parks. 45 Prozent der 
Frauen vermeiden es, überhaupt al-
lein im Dunkeln unterwegs zu sein. 

QUELLEN

HummelsheimDoss, D.: Objektive und 
subjektive Sicherheit in Deutschland. Eine 
wissenschaftliche Annäherung an das 
Sicherheitsgefühl. Aus Politik und Zeitge-
schichte 67, 2017

Oberwittler, D. et al.: Unordnung und 
Unsicherheit in großstädtischen Wohngebie-
ten – Die überschätzte Rolle von »Broken 
Windows« und die Herausforderungen 
ethnischer Diversität. Soziale Probleme 28, 
2017
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Migranten äußerten. Eine positive 
oder neutrale Einstellung zu Migra-
tion schwächte die verunsichernden 
Effekte von sozialer Benachteiligung 
und ethnischer Diversität des Wohn-
gebiets deutlich ab. Befragte, die 
sich in ihrem Wohngebiet unsicher 
fühlten, neigten außerdem sehr viel 
häufiger der AfD zu und vertraten 
populistische Einstellungen. 

Aus der Erkenntnis, dass subjek-
tive Unsicherheitsgefühle kaum mit 
der objektiven Sicherheit, sondern 
deutlich mit sozialräumlichen Be-
nachteiligungen korrelieren und 
diffuse soziale Sorgen widerspiegeln, 
lassen sich Rückschlüsse für die Aus-
richtung kommunaler und polizeili-
cher Präventionsmaßnahmen ziehen. 

Ein öffentlichkeitswirksamer 
Kampf gegen Kriminalität und Unord-
nung, etwa durch verstärkte Präsenz 
von Polizei auf der Straße oder durch 
die Einrichtung kommunaler Ord-
nungsdienste, wird nur begrenzten 
Erfolg bei der Stärkung des subjekti-
ven Sicherheitsgefühls haben. Wich-
tiger sind sozialpolitische und auch 
städtebauliche Maßnahmen, um 
einer sozialen Spaltung entgegen-
zuwirken. Diese und die größere ge-
sellschaftliche Entwicklung werden 
darüber entscheiden, ob der positive 
Trend des Sicherheitsgefühls in deut-
schen Städten Bestand haben wird. 
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Eine Sonderveröffentlichung der

I
m Jahr 1978 lebten nur rund 
18 Prozent der chinesischen Be-
völkerung in Städten, heute sind 
es 65 Prozent, über 900 Millionen 

Menschen. Es gibt mehr als 100 
Städte mit Bevölkerungszahlen im 
Millionenbereich. Die Metropolregio-
nen Schanghai, Peking, Chongqing 
und Chengdu haben sogar mehr als 
20 Millionen Einwohner. Im Zuge der 
rasanten Urbanisierung waren Ver-
kehrssicherheit, Verschmutzung und 
Gebäude- und Lebensmittelsicher-
heit immer wieder zentrale Probleme 
einer nachhaltigen städtischen Ent-
wicklung, aber auch Korruption und 
Kriminalität. Chinas Parteienstaat 
befürchtete insbesondere öffentliche 
Unruhen und politische Proteste.

In den vergangenen Jahrzehnten 
investierte die chinesische Regierung 
massiv in städtische Infrastruktur. 
Insbesondere der Bereich der öffent-
lichen Sicherheit wurde stark ausge-
baut, vor allem mit technologischen 
Mitteln. Aber auch die physische 
Präsenz von Sicherheitskräften hat 
sich landesweit erhöht, mutmaßlich 
mit Erfolg: Einer Umfrage des Mi-
nisteriums für Öffentliche Sicherheit 
von 2021 zufolge gaben 98 Prozent 
der Befragten an, sich grundsätzlich 
sicher zu fühlen. Im Jahr 2012 waren 
es noch 87 Prozent. 

Sehen wir in China eine Utopie 
sicherer Städte, in der staatliche 
Kontrolle auf volle Akzeptanz trifft? 
Die Selbstdarstellung in chinesischen 

Staatsmedien steht der internationa-
len Berichterstattung des Landes ent-
gegen, die ein System fast absoluter 
politischer Kontrolle zeichnet.

Chinas Überwachungsapparat ist 
jedoch nicht so automatisiert wie oft 
angenommen. Gleichzeitig mit dem 
Kameraausbau und der Stärkung der 
Polizeipräsenz initiierte die Regierung 
ein nationales »Grid Management 
System«, das urbane Räume in 
Raster teilt und jedem Block eine be-
stimme Zahl an Kadern, Beamte und 
Freiwilligen zuteilt – gewissermaßen 
eine Neuauflage des Blockwart-Sys-
tems unter Mao. Diese sind zustän-
dig für Aufsicht und Kontrolle, aber 
auch für die Schlichtung von Konflik-
ten und für die Fürsorge. Diese duale 

 DER PREIS DER SICHERHEIT
China setzt wie kein anderes Land auf Digitalisierung und 
 Kontrolle, um die öffentliche Sicherheit zu wahren.  
Die allgegenwärtige Überwachung ist zur Normalität geworden, 
löst aber dennoch Kritik aus.

von Katja Drinhausen
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Rolle zeigte sich während der Pande-
mie-Politik, als die lokalen Beamten 
sowohl für die harte Durchsetzung 
als auch die Versorgung mit Lebens-
mitteln zuständig waren.

Politische Konzepte  
und rechtliche Grundlagen 
Klar ist: China setzt auf die Digitalisie-
rung, um die öffentliche Sicherheit zu 
wahren und die politische Ordnung 
und den Machterhalt der Kommunisti-
schen Partei China (KPCh) zu sichern. 
Partei- und Staatschef Xi Jinping und 
andere hochrangige Kader loben 
regelmäßig eine moderne, wissen-
schaftliche und »smarte« Regierungs-
führung. Ein zentrales Schlagwort in 
den Regierungsplänen ist der Aufbau 
smarter und sicherer Städte. 

Hier zeigen sich deutliche Unter-
schiede zu Deutschland in der Kon-
zeption von urbaner Sicherheit: Wäh-
rend hier zu Lande Datenschutz und 
Persönlichkeitsrechte ein Thema sind, 
zielt dortige Regierungspolitik aus-
drücklich darauf ab, eine umfassende 
Kameraüberwachung zu gewähr-
leisten sowie Bewegungsmuster und 
Verhalten online und offline möglichst 
lückenlos nachvollziehen zu können. 
So soll in den kommenden Jahren 
ein präventives »multidimensionales 
System zur Wahrung der öffentlichen 
Sicherheit« – und damit der Sicherheit 
der Partei – entstehen. 

Chinas Gesetze spiegeln diesen 
Ansatz wider: Aktuelle Regelungen 
zum Schutz der Privatsphäre im chi-
nesischen Zivilgesetzbuch und dem 
Gesetz zum Schutz personenbezoge-
ner Daten (jeweils 2021) richten sich 
vor allem an Unternehmen; der Staat 
hat weit reichende Rechte zur Daten-
sammlung zu Sicherheitszwecken 
und kann Unternehmen zur Unter-
stützung verpflichten. Damit weicht 
Chinas Rechtsrahmen von UN-Rah-
menwerken zu Privatsphäre ab, die 
lückenlose Überwachung als Verlet-
zung von Grundrechten benennen.

Systematische Einschränkungen 
von Grundrechten 
Der Rechtsrahmen stellt die Wah-
rung der kollektiven Sicherheit an 
erste Stelle. Chinas politische Füh-

rung nutzt dies, um massive Eingriffe 
bis hin zur Aussetzung von Grund-
rechten zu legitimieren. Dies zeigt 
sich insbesondere in Minderheiten-
regionen wie Xinjiang oder Tibet, wo 
die Überwachung oft noch feinma-
schiger ist. In Datenbanken werden 
minuziös Details über das Leben der 
Menschen gesammelt, um anhand 
willkürlicher Kriterien mutmaßliche 
Extremisten und Terroristen zu identi-
fizieren.

Infolgedessen wurden in der über-
wiegend von Uiguren besiedelten Re-
gion Xinjiang hunderttausende Men-
schen in Umerziehungsmaßnahmen 
oder langen Haftstrafen festgesetzt. 
Große chinesische Unternehmen bie-
ten zudem Sicherheitsanwendungen 
an, die helfen sollen zu identifizieren, 
wann etwa Angehörige bestimmter 
ethnischer Gruppen in öffentliche 
Räume treten, und leisten damit Dis-
kriminierung Vorschub.

Im Zuge der Corona-Maßnah-
men wurden diese Kontrollsysteme 
auch für die breite Bevölkerung 
sichtbarer. Zur Durchsetzung der 
Pandemie-Maßnahmen setzte die 
Regierung Apps, Kontrollstationen, 
Drohnen und Gesichtserkennung ein, 
um Infektionsketten zu unterbinden 
und Quarantäne durchzusetzen. 
Als  Bürgerinnen und Bürger Ende 
2022 gegen die Maßnahmen auf 
die Straße gingen, konnten Sicher-
heitsbehörden mit Hilfe der neuen 
technologischen Mittel die Proteste 
innerhalb von 48 Stunden eindäm-
men. Viele Anführer und Teilnehmer 
wurden identifiziert, verhaftet oder 
im Nachgang unter Druck gesetzt. 

Überwachung ist normal geworden, 
löst aber dennoch Kritik aus
Laut der Regierung fühlen sich 
 Bürgerinnen und Bürger zu fast 
100 Prozent sicher. Nicht nur durch 
Kameras, sondern auch durch die 
erhöhte Sicherheitspräsenz haben 
 Kriminalität und andere Risiken im 
urbanen Raum abgenommen. Ins-
gesamt gibt es durchaus Akzeptanz 
und vor allem auch Normalisierung 
von Überwachung. 

Doch eine objektive Feststel-
lung des Gefühls von Sicherheit ist 

 methodisch schwierig. Zumal sich 
viel Kriminalität im digitalisierten 
China in andere Räume verlagert 
hat und Sicherheit vor staatlicher 
Willkür nicht abgefragt wird. Der 
Spielraum für Kritik ist begrenzt. Es 
gibt keine unabhängige Presse oder 
Zivilgesellschaft, die den Umfang 
staatlicher Einblicke und Zugriffs-
rechte grundsätzlich in Frage stellen 
könnten. 

Zivile Klagen von Rechtswissen-
schaftlern gegen den Einsatz von 
 Gesichtserkennung, aber auch 
Projekte von Künstlern zeigen, dass 
durchaus eine Auseinandersetzung 
mit dem Thema stattfindet. Auch 
gab es in 2022 eine breite Debatte 
um staatlichen Missbrauch von Be-
fugnissen, als Behörden in der Stadt 
Zhengzhou Gesundheitscodes von 
Kunden einer Bank in finanziellen 
Nöten auf Rot stellten, um diese am 
Protestieren zu hindern. Insbeson-
dere die letzten Jahre haben der jün-
geren Generation das Machtpotenzial 
des Staates verdeutlicht.

Abschließend betrachtet ist die 
Volksrepublik China sicher nicht die 
Technik-Dystopie wie teils angenom-
men. Neue Technologien, darunter 
der Umstieg auf E-Autos und bessere 
Verkehrssteuerung, haben zur Verbes-
serung der Sicherheit und Lebensqua-
lität im urbanen Raum beigetragen. 
Dennoch bleibt die technologiege-
stützte Über wachung ein zentraler 
Bestandteil der Regierungsführung. 
Vor dem Hintergrund, dass auch in 
Europa Forderungen nach mehr Über-
wachung laut werden, stellt sich auch 
für uns die Frage: Wie kann man neue 
Technologien grundrechtskompatibel 
einsetzen, um auch in der Stadt der 
Zukunft eine offene Gesellschaft zu 
haben? 

Katja Drinhausen ist 
Programmleiterin Innenpoli-
tik und Gesellschaft am 
MERICS. Sie erforscht die 
Entwicklung von Chinas 
Rechtssystem und 
Regierungsführung 

einschließlich digitaler Regierungsführung, 
dem gesellschaftlichen Bonitätssystem sowie 
Menschenrechten in China und der staatlichen 
Minderheitenpolitik.

M
E

R
C

A
TO

R
 I

N
S

TI
TU

TE
 F

O
R

 C
H

IN
A

 S
TU

D
IE

S



12

Eine Sonderveröffentlichung der

S
tadt der Zukunft. Polizei der 
Zukunft. Direkt denkt man 
an Science-Fiction-Klassiker: 
Ob Cyborgs wie in RoboCop 

oder fliegende Streifenwagen wie in 
Das Fünfte Element. Neue Techno-
logien und die Digitalisierung spielen 
heute schon eine wichtige Rolle in 
der Fortentwicklung der Organisa-
tion Polizei, wenngleich die Realität 
weniger spektakulär aussieht als die 
Fiktion aus Hollywood: Während in 
Minority Report die PreCogs, Indivi-
duen mit übersinnlichen Fähigkeiten, 
zukünftige Verbrechen voraussehen 
und damit die Polizei in die Lage ver-
setzen, diese zu verhindern, versucht 
das reale Predictive Policing, zukünf-
tige Straftaten auf Basis von Daten 
vorauszusehen. 

Keine Frage: Der Polizeiberuf 
verändert sich. Gesellschaftliche 
Umbrüche, Pensionierungswelle 
und die veränderten Bedürfnisse 

der Generationen Z und Alpha er-
fordern ein Umdenken bei den meist 
schwerfälligen Behörden. Eine klare 
Vision für den Wandel gibt es aber 
vielerorts nicht, wie es der NRW-
Landtagsabgeordnete Christos Katzi-
dis kürzlich in einem Sonderheft der 
Zeitschrift »Polizei.Wissen« auf den 
Punkt gebracht hat: »Die Frage, wie 
sich der Polizeiberuf in den nächsten 
20 Jahren verändern wird, bildet 
einen interessanten Untersuchungs-
gegenstand, der aktuell viele wissen-
schaftliche sowie gesellschaftliche 
Diskurse prägt, bisher ohne nachhal-
tiges Ergebnis.«

Wie könnte sie also aussehen, die 
Polizei der Zukunft? Der Blick auf die 
Science Fiction, aber auch die Re-
zeption vergangener Abhandlungen 
zur Zukunft der Polizei in Wissen-
schaft und Praxis zeigt, wie abhängig 
unsere Vorstellungen der Polizei von 
aktuellen gesellschaftlichen Ereig-

nissen sind. Was in der Romanvor-
lage für Blade Runner der Kalte Krieg 
der 1960er Jahre war, sind heute die 
Diskussionen um Pandemien, die Kli-
makatastrophe und gesellschaftliche 
Spaltung. Oder um es mit Verweis 
auf den Soziologen Niklas Luhmann 
zu sagen: Die gegenwärtige Zukunft 
ist eben geprägt von der Gegenwart 
und entspricht kaum der zukünftigen 
Gegenwart.

Die Organisation Polizei kann 
heute schon kaum mit den rasanten 
gesellschaftlichen Veränderungen 
mithalten. Es gibt gleichwohl erste 
»zarte Pflänzchen«, deren Stellenwert 
im folgenden Beitrag hervorgehoben 
und einige Ideen ergänzt werden sol-
len, vor allem im Bereich individuelle 
und soziale Kompetenzen.

Die Polizei im Spiegel 
 gesellschaftlicher Megatrends
Der Wandel der Gesellschaft ist 
durch Megatrends wie Digitalisie-
rung und Individualisierung geprägt. 
Social-Media-Plattformen haben die 
öffentliche Kommunikation in rasan-
ter Geschwindigkeit verändert. Tech-
nologische Entwicklungen wie das 
Smartphone haben die Produktion 
von Bild-, Audio- und Videoaufnah-
men revolutioniert, die in Sekunden-
schnelle einem weltweiten Publikum 
zur Verfügung gestellt werden kön-
nen. Hierarchien weichen Netzwer-
ken. Diese Errungenschaften bieten 
auch eine Vielzahl an Möglichkeiten 
für Organisationen, eigenständig und 
ungefiltert zu kommunizieren. 

Insbesondere für die im Alltag 
jederzeit sichtbare Polizei ist es eine 
Herausforderung, jederzeit bei ihrer 
Arbeit fotografiert und gefilmt zu 
werden. Einzelne Aufnahmen können 

 DIE POLIZEI DER ZUKUNFT
Digital, bürgernah, persönlich: Mit der Gesellschaft  
verändern sich auch die Kompetenzen der Polizei. Vor allem  
der Faktor Mensch darf dabei nicht zu kurz kommen. 

von Stefan Jarolimek
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dem Ruf aller deutschen Polizei-
kräfte schaden. Und ein schlechter 
Ruf schadet der Akzeptanz und dem 
Vertrauen in die Polizeiarbeit, ganz 
abgesehen von der Rekrutierung 
von geeigneten Bewerberinnen und 
Bewerbern in Zeiten des Fachkräfte-
mangels. 

Die zahlreichen Möglichkeiten 
und Herausforderungen in Zeiten 
immer schnelleren Wandels stellen 
ein komplexe Situation dar, die eine 
Strategie benötigt – sowohl für Orga-
nisationsveränderungen als auch für 
die Kommunikation nach innen und 
außen. Doch gerade im Vergleich 
zu gewinnorientierten, trend- und 
marktabhängigen Unternehmen tun 
sich deutsche Behörden schwer, 
Dinge zu verändern. Im Rahmen 
wieder aufgeflammter Leitbild- und 
nun auch Zukunftsdebatten gibt es 
jedoch erste Versuche.

Leitbilder müssen gelebt werden
Die Schauseite der deutschen 
Polizeien in Strategiepapieren und 
Leitbildern zeigt sich modern und 
zukunftsorientiert. Die Polizei Nord-
rhein-Westfalen kommuniziert den 
Slogan »bürgerorientiert – professio-
nell – rechtsstaatlich«; das neue Leit-
bild der Polizei Sachsen-Anhalt be-
inhaltet Botschaften zu Transparenz, 
Verantwortung, Fehlerkultur, Zukunft 
und einige mehr. 

Das klingt progressiv. Aber be-
reits Interviews in dem von der 
Stiftung Mercator geförderten Pro-
jekt  »ZuRecht – Die Polizei in der 
offenen Gesellschaft« und weitere 
Gespräche mit Polizistinnen und Po-
lizisten verdeutlichen immer wieder, 
dass jene Werte kaum gelebt wer-
den. Entsprechend hört man immer 
wieder Aussagen aus den Reihen 
der Polizei wie »Leitbilder sind doch 
nur für die Bilderrahmen im Innen-
ministerium«. 

Würden jene Konzepte auch inner-
halb der Polizeien mit Leben gefüllt, 
in der Organisation gelebt und zu-
dem Sanierungs- und Modernisie-
rungsstaus angegangen werden, so 
wären diese schon ein Stück näher 
an der gesellschaftlichen Realität und 
zukunftsfähig.

Welche Kompetenzen benötigt  
die Polizei (zukünftig)?
Die Diskussionen um die Zukunft der 
Polizei ist geprägt von zahlreichen 
Schlagwörtern wie Bürgernähe (auf 
der Straße, im Internet), digitale 
Streifenwagen, professionelle On-
line-Wache, Cyber-Cops, Qualitäts-
management und Reflexion, die 
Modernisierung der öffentlichen Ver-
waltung und insgesamt: Führungs-
kultur statt Angstkultur. Die Frage 
ist hier, ob die deutschen Polizeien, 
die seit dem Kaiserreich auf eine 
Einheitsausbildung setzen, diese Viel-
zahl an spezialisierten Themen noch 
professionell bearbeiten kann.

Die Kompetenz einer Polizei lässt 
sich allgemein in vier Bereiche 
unterteilen: (1) individuell / persön-
lich, (2) sozial / kommunikativ, (3) 
sachlich / handlungsbezogen sowie 
(4) fachlich / methodisch. Mit Blick 
auf das polizeiliche Handeln und 
die Wahrung der Sicherheit ist die 
Handlungsebene am stärksten aus-
geprägt: Entscheidungsfähigkeit und 
Risikobereitschaft benennen hier 
Kernkompetenzen im alltäglichen 
Einsatz. Gleiches gilt für die fach-
liche Ebene, in der es unter anderem 
um rechtliche Regelungen geht. 

Schwächer ausgeprägt ist die 
soziale und kommunikative Ebene. 
Kritikfähigkeit oder Empathie werden 
häufiger durch hierarchische Abhän-
gigkeiten oder ein falsches Verständ-
nis von einem neutralen, staatlichen 
Akteur behindert. Der Begriff »Fehler-
kultur« geistert seit Jahren durch die 
Polizeien – ohne bislang greifbares 
Ergebnis. 

Am schwächsten ausgeprägt be-
ziehungsweise am wenigsten genutzt 
wird der persönliche Kompetenz-
bereich. So wird etwa eine stetige 
Selbstreflexion mit zu viel Arbeit ab-
getan. Kreativität ist in der Behörde 
eher selten erwünscht. Auch andere 
persönliche Kompetenzen, etwa 
Fremdsprachenkenntnisse, werden 
erst nach und nach aktiv im Dienst-
alltag genutzt.

Über Jahrzehnte haben die Poli-
zeien qualifizierte Bewerbungen er-
halten. In Zukunft werden sie sich 
vor dem Hintergrund der demogra-

fischen Entwicklung und der neuen 
Aufgaben fragen müssen, ob die 
Einheitsausbildung mit den entspre-
chenden Zugangsbeschränkungen 
und Auswahlhürden noch zeitgemäß 
ist: Wer vor dem Rechner den digi-
talen Streifenwagen »fährt«, kann 
dies ohne Probleme mit Seh- oder 
Gehbehinderung oder ohne Mindest-
körpergröße tun. Wichtiger erschei-
nen hier andere Kompetenzen, die 
die Bewerberinnen und Bewerber 
mitbringen. Gleichwohl sollten sie 
dieselbe fachliche Ausbildung er-
halten wie Kolleginnen und Kollegen 
auf der Straße.

Zusammenfassend sollte eine Poli-
zei in der Stadt der Zukunft stärker 
persönliche Kompetenzen nutzen, 
die Durchlässigkeit der Ausbildung 
öffnen und Menschen entsprechend 
einsetzen. Auch in einer angepass-
ten Ausbildung sollten vorhandene 
Kompetenzen gefördert werden, um 
auf die veränderten Bedingungen des 
Polizeiberufs und der Gesellschaft zu 
reagieren.

In der Stadt der Zukunft wird der 
Faktor Mensch in der Polizei somit 
eine größere Rolle spielen. Dies 
scheint aber noch ein weiter Weg für 
die Polizeien als Teil der öffentlichen 
Verwaltung. Vielleicht muss die Not 
noch größer werden oder es braucht 
einen #Mutanfall, wie es die Polizei 
Niedersachsen einmal in ihrer Lan-
desstrategie festgeschrieben hat. 
Denn technologische Entwicklungen 
allein werden, anders als in den 
Science-Fiction-Filmen, die jetzigen 
und kommenden Herausforderungen 
nicht lösen.

QUELLE

Katzidis, Ch.: Die Polizei der Zukunft ist 
digital und bürgernah. Polizei.Wissen 6, 2022
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Eine Sonderveröffentlichung der

W
enn heutzutage von 
»urbaner Sicherheit« 
die Rede ist, dann 
geht es meist um 

zwei Perspektiven: einerseits um die 
Bemühungen, die Stadt widerstands-
fähiger gegen Bedrohungen »von 
außen« zu machen: gegen die Risi-
ken des Klimawandels, das Auftreten 
einer Pandemie, technische Havarien, 
Terroranschläge oder, in Deutschland 
seit 2022 erstmals seit Jahrzehnten 
wieder im Blick: Krieg. 

Andererseits geht es um die Be-
drohungen »von innen«. Der Ansatz 
der Sicherheit durch Stadtgestaltung 
betrachtet die Bedingungen des Zu-
sammenlebens der Menschen in der 
Stadt und die daraus erwachsenden 
Sicherheitsrisiken für den Einzelnen. 
Im Fokus stehen kriminalpräventive 
Maßnahmen, die das Zusammen-
leben derart beeinflussen, dass Risi-
ken einer Schädigung durch andere 
Menschen verhindert oder zumindest 
reduziert werden. 

Beide Perspektiven überschnei-
den sich teilweise, etwa was den 
Schutz von Gebäuden und Infra-
struktur durch baulich-technische 
Maßnahmen angeht. Die Perspektive 
der Kriminalprävention geht jedoch 
weit darüber hinaus und hat auch 
die Sozialstruktur und die individu-
elle Verhaltensebene im Blick – die 
Gestaltung und Organisation der 
Stadt kann sich auf die Kriminalität 
auswirken beziehungsweise dieser 
vorbeugen.

 DAS WISSEN ÜBER  
 URBANE SICHERHEIT »AUF DIE 
  STRASSE BRINGEN«
Was macht eine Stadt sicher oder unsicher? Erkenntnisse  
aus der Kriminologie zeigen, wie sich Kriminalität durch 
 städtebauliche Lösungen vorbeugen lässt – und worauf die 
 Stadtplanung achten sollte. 

von Hartmut Pfeiffer
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In dieser Hinsicht stehen heutzu-
tage vermehrt die Lebensverhältnisse 
der Menschen im Fokus. Statt wie 
in der Vergangenheit nur auf tech-
nische Sicherungen für Häuser oder 
Wertgegenstände zu setzen, gibt es 
dank der Entwicklung der Kriminolo-
gie als Tatsachenwissenschaft neue 
Erkenntnisse darüber, was eine Täter-
schaft begünstigt und wo mögliche 
Risiken für Opfer liegen.

Die situative Komponente  
der Kriminalität
Die Frage, ob und in welcher Hin-
sicht die gebaute städtische Umwelt 
einen Einfluss auf die Sicherheit hat, 
war bereits in den 1980er Jahren 
Gegenstand von kriminologischer 
Forschung in den USA. Aus den 
Einsatzdaten der Polizei ließen sich 
eindeutige räumliche Schwerpunkte 
der Kriminalität erkennen. Bereits 

Anfang der 1970er hatte der New 
Yorker Architekt Oscar Newman 
das Konzept des »defensible space« 
entwickelt – eine städtebauliche 
Lösung zur Reduzierung von Sicher-
heitsrisiken durch die Möglichkeit 
der informellen Sozialkontrolle sowie 
von Territorialität im Sinne einer kla-
ren Unterteilung von öffentlichem, 
halb öffentlichem und privatem 
Raum. 

In den vergangenen Jahrzehnten 
sind, dank der durch Newman und 
seine Nachfolger angestoßenen 
Konzepte, die Möglichkeiten der Ein-
flussnahme auf die raumbezogenen 
Sicherheitsrisiken entscheidend 
weiterentwickelt worden. Kriminali-
tät erfordert, so die heute gängigen 
Theorien, immer auch eine Tatgele-
genheit, eine situative Komponente. 
Diese bestimmt, ob, gegen wen, zu 
welcher Zeit und an welchem Ort 

sich eine Tat ereignet. Dies lässt 
sich beeinflussen: durch gezielte 
Information über die individuellen 
Risiken einer Person. Durch bauliche 
und organisatorische Sicherung wie 
zum Beispiel Vorkehrungen gegen 
Anschläge mit Fahrzeugen. Oder 
durch technische und organisatori-
sche Maßnahmen, die sowohl das 
Sicherheitsempfinden als auch das 
Entdeckungsrisiko eines Übergriffs 
erhöhen. 

Zur letzteren Handlungsoption 
gehören heute schon vielerorts ein-
gesetzte Beleuchtungskonzepte und 
Videoüberwachung, in letzter Zeit 
ergänzt durch Notrufoptionen für Ri-
sikogruppen wie Frauen in riskanten 
Situationen, man denke an Heim-
wegbegleitung oder Anti-Stalking-
Apps. Selbst künstliche Intelligenz 
wird bereits getestet; sie kann in 
Videoanalysen kritische Handlungs-
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Eine Sonderveröffentlichung der

In jedem Fall gibt es eine Ausgangs-
situation, aus der heraus Prognosen 
für die weitere Entwicklung gestellt 
werden können. Insbesondere dann, 
wenn die Bewohnenden aktiv mit 
einbezogen werden.

Deutlich schwieriger ist die Um-
setzung in Bestandsquartieren, in 
denen sich ein Sicherheitsproblem 
womöglich über Jahre festgesetzt 
hat. Hier treffen in der Regel der-
art viele Problemlagen aufeinander, 
dass zur Herstellung eines akzeptab-
len Sicherheitsniveaus meist keine 
rein raumbezogenen präventiven 
Maßnahmen genügen. Stattdessen 
bedarf es eines Zusammenspiels 
mit anderen Ansätzen, die die öko-
nomische und soziale Stabilisierung 
leisten können. 

Und doch: Auch hier können die 
raumbezogenen Ansätze langfristig 
dabei helfen, dass die Voraussetzun-
gen für kriminelle Aktivitäten in der 
Zukunft ungünstiger werden, die alt-
eingesessenen Bewohnenden eine 
neue Wertschätzung des Quartiers 
entwickeln und neu gewonnene Be-
wohnerinnen und Bewohner sich 
sicher fühlen können.

darstellen, etwa durch den Verkauf 
von Drogen. Gerade im städtischen 
Kontext bleiben nicht definierte 
Räume nicht lange ungenutzt – es fin-
det sich immer eine Gruppe, die die-
sen Platz für sich in Anspruch nimmt.

Unabhängig vom Sicherheitsas-
pekt hat die Definition und Zuweisung 
von Räumen auch die Chance, die 
Lebensqualität der Bewohnenden 
und Nutzenden durch Schaffung von 
Kommunikationsmöglichkeiten sowie 
durch einen Zugang zu sportlicher 
und kultureller Betätigung zu steigern. 
Zudem kann so das Bedürfnis nach 
einem Ort zum Chillen mit Gleichaltri-
gen erfüllt werden, ohne dass es stän-
dig Ärger mit den »Alten« gibt.

Umsetzung in die gebaute 
 Wirklichkeit
Eine Kommune, die sich dafür ent-
scheidet, die Sicherheit durch bau-
liche Maßnahmen zu erhöhen, sollte 
das bereits in der Planungsphase 
städtebaulicher Veränderungen be-
rücksichtigen, am besten bereits 
in der Funktionsplanung für bisher 
unbebautes Gebiet oder bei der Um-
wandlung von Flächen, etwa von In-
dustriegebieten in Wohn- oder neue 
Gewerbegebiete. Nutzungskonflikte 
können dadurch gleich im ersten 
Ansatz verhindert oder mit risiko-
mindernden Maßnahmen versehen 
werden. 

Der Nachteil einer so frühen Be-
fassung ist jedoch, dass sich unvor-
hersehbare Sicherheitsrisiken aus der 
konkreten Bebauung und Nutzung 
ergeben können. Hier bleibt nur ein 
Rückgriff auf Erfahrungen mit ähn-
lichen Projekten und eine Bewertung 
der Übertragbarkeit sowie die konti-
nuierliche Begleitung des Projekts.

Ebenso gute Bedingungen gibt 
es bei großflächiger Aufwertung 
von Stadtteilen, die funktional nicht 
mehr ihre Aufgabe als qualitätsvoller 
Lebensort erfüllen. Hier bietet sich 
ebenfalls schon in der Konzeptionie-
rungsphase die Berücksichtigung 
sicherheitserhöhender Maßnahmen 
an, zumal derartige Quartiere häufig 
ohnehin ein objektives Sicherheits-
problem aufweisen oder subjektiv als 
unsicher wahrgenommen werden. 

muster wie Sturz oder Angriff erken-
nen und nur bei deren Vorliegen eine 
Alarmierung auslösen.

Territorialität als Schlüssel  
für raumbezogene Prävention
Einen Einfluss auf die situative Kom-
ponente hat die Herstellung von 
Territorialität als ein wichtiges Mittel 
der Stadtgestaltung. Ergänzend 
zum Schutz von Gebäuden und Ein-
richtungen kommt die Abgrenzung 
von privaten, halb öffentlichen und 
öffentlichen Zonen und deren Sicht-
barkeit hinzu. 

Hierdurch werden klare Signale 
gesetzt, wem beispielsweise für wel-
chen Zweck Zugang gewährt wird 
und welche Regeln wo gelten. Diese 
vorgelagerte psychologische Barriere 
soll dabei nicht nur eventuell tatbe-
reiten Personen das Risiko ihrer Taten 
bewusst machen. Die Definition von 
Zonen bietet zudem die Möglichkeit, 
diese jeweils entsprechend den Be-
dürfnissen einer diversen Bewohner-
schaft auszustatten und somit das 
Risiko von Auseinandersetzungen 
um die Nutzung der Räume zu ver-
meiden. 

Solche Nutzungskonflikte ent-
stehen immer dann, wenn die 
Bedürfnisse und das Verhalten ver-
schiedener Gruppen nicht miteinan-
der vereinbar sind. Ein Beispiel sind 
U-Bahn-Fahrgäste, die eine Station 
verlassen wollen und dabei auf eine 
Gruppe Jugendlicher treffen, die im 
Ausgangsbereich chillt. Je diverser 
ein Quartier ist, desto größer ist 
das Risiko von Nutzungskonflikten 
und desto wichtiger ist, seitens der 
jeweils Verantwortlichen für eine re-
gulierte Zonenaufteilung zu sorgen. 
Geschieht das nicht, setzt sich in der 
Regel die wirkmächtigere Gruppe 
durch und schließt die anderen von 
der Nutzung aus. 

Die Leidtragenden sind häufig be-
sonders schutzbedürftige Gruppen, 
etwa Eltern mit Kleinkindern oder 
ältere Menschen mit eingeschränkter 
Mobilität. Daneben gibt es das Risiko, 
dass nicht definierte Räume von Per-
sonengruppen in Anspruch genom-
men werden, die eine objektive Ge-
fahr für die Sicherheit der Residenten 
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